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Die Berliner „Rote Fahne" vermag es immer noch nicht

über sich zu gewinnen, die Unrichligkeir der Beschuldigung, die

sie gegen'Ebert erhoben hat, zuzugestehen. Im Gegenteil: sie

wiederholt ihre Verleumdung in dem Wunsch und in der

Hoffnung, daß so doch ivohl etwas an dem verhaßten Ebert

hängen bleiben könnte. Darum ist es nötig — nicht Eberts,

aber der Sache wegen — ganz 'klar noch einmal die Sachlage

darzustcllen. Das geschieht in diesem WTB-Telegramm:,

Die „Rote Fahne" bringt erneut eine völlig unzutreffende

Darstellung über die Versorgung D e u t s ch l a n d s m i t

Lebensmitteln durch die Entente unter Angriffen auf den

Volksbeauftragten Ebert, dem sic vorwirft, daß er die Entente

veranlaßt habe, bereits zugesagte Sendungen an Deutschland

nur dann zu liefern, wenn Ruhe und Ordnung herrsche. Dem-

gegenkibcr muß im Interesse der Wahrheit die Reihenfolge der

wirklichen Vorgänge erneut und dokumentarisch festgestcllt werden.
1. Der Waffenstillstandsentwurf der Entente enthielt die un-

kingeichrLnkte Nuwechterhaltung der Blockade; das bedeutete, daß

Deutschland kein Pfund Mehl und kein Pfund Fleisch während

der Dauer des Waffenstillstandes erhallen sollte.

2. Die deutsche Waffenstillstandskomnussion .hat demgegenüber

m den Verhandlungen erreicht, wie die „Rote Fahne" selber sest-

stellt, daß Deutschland in dem als notwendig erkannten Maße
mit Lebensmitteln von der Entente versorgt

werden soll.

3. Nach Zekanntwerden der Revolution in Deutschland

(10. November) wurde von den Alliierten sofort die Frage ans-.

geworfen, ob die Regierung, die den Waffenstillstand unterzeichnet,

überhaupt in der Lage sein würde, die Bedingungen des Waffen»

stillftandeS zu erfüllen. Stur der beruhigenden Versicherung, daß

auch eine Regierung Ebert, wenn sie das Waffenstillstands-

abkommen unterzeichne, die Btacht habe, diese Bedingungen durch-

z«führen, verhiiiderke Abbruch der Verhandlungen.
4. Di- Unterzeichnung des Waffenstillstandsabkommens fand

daranshin am Montag, den 11. November, früh 5 Uhr, statt.

Es herrschte vollkommene Klarheit darüber, daß das gesamte
Abkommen mit allen erreichten Verbesserungen, besonders auch

die Versorgung Deutschlands mit Lebensmitteln, nur daun auf-

recht erhalten werden könne, wenn die Garantie für die Inne-

haltung der übernommenen Verpflichtungen durch Ruhe und

Ordnung in Deutschland gegeben sei. Von diesem Gesichtspunkte
aus wurde Von England noch in letzter Stunde die Besetzung

von Hclgolam> gefordert, falls durch Störung von Ruhe und

Ordnung die Uebergabe der Flotte sich verzögern würde.

5. Tie Waffenstillstandskomnüssion Hal alsbald die gesamte

Sachlage tclep.-nniich der Rciwsleiiung unterbreitet. Gleichzeitig
hat die WaffenstillstandSkommission die Ncichslcituitg nm sofortige

Aufnahme von Verhandlungen zu einem Präliminarjriedcn gebeten.

Arn Verfolg bitter Anregungen Hal Staatssekretär Dr. Solf am
12. November folgende in der deutschen Presse allgemein ver-

bffcntlichte Note an die Vereinigten Staaten gerichtet: „Nachdem

nunmehr der Waffenstillstand abgeschioffen ist, bittet die deutsche

Regierung den Präsidenten der Vereinigten Staaten, den'Beginn

der Frtrdensvexhandlnngen in die Wege leiten zu wollen. Der

Beschleunigung halber schlägt sie vor, zunächst den Abschluß eines
Präliminarfriedens ins Auge zu fassen und ihr mitzuteilen, an

welchem Orte und zu welchem Zeitpunkte die Verhandlungen

beginnen können.

Wegen drohender Lebensmittelnot legt die deutsche Regierung

auf unverzüglichen Beginn der Verhandlungen besonderen Wert."
6. Die Note vom Staatssekretär Lansinjs vom 13. November,

veröffentlicht in der deutschen Presse vom 14. November, teilte

mit, daß Präsident Wilson bereit sei, die Belieferung Deutsch-

lands mit Lebensmitteln in wohlwollende Erwägung zu ziehen

Und die Frage sofort mit den Verbündeten zu erörtern, voratis-

llesetzt, daß er versichert sein kann, daß die öffentliche
Ordnung in Deutschland weiterhin gesichert ist und bleibr,

und daß eine unparteiische Verteilung der Lebensmittel

verbürgt ist.

7. Eine weitere Depes/He ist vor dem ^Eingang der vor-
stehenden Note Lansings von keiner deutschen Seite ge-
sandt worden. Das ebenfalls unter dem 13. November von

Hollandsch Nicuws Bureau veröffentlichte angebliche Telegramm

des deutschen Reichskanzlers existiert nicht. Der Volksbeauftrugte

Ebert hat nie eine Depesche an Wilson gesandt, und die

von Hollandsch Nieuws Bureau mitgeteiite ist nie durch WTB.

verbreitet worden, wie sonst die amtlichen Kundgebungen.

8. Damit ist der aktcnmäßige Beweis erbracht, daß die

Wendung, „wenn die öffentliche Ordninig in Deutschland auirecht

erhalten bleibt", zuerst und allgemein von Laitsing gebracht

worden ist, und daß die Behauptung, der Volksbeauftragte Eberb

habe der Entente diese Bedingung vorgcschlagen, vollkommen er-

funden ist. sticht wer für Brot sorgt, verrichtet Henkers-

arbeit, sondern wer Deutschland in wilde Anarchie zu

stürzen versucht.

vnl MS NM Wer Sie MSN Meikkll.

Sonntag mittag fand in Berlin eine große sozialdemokratische

Kundgebung s,.:tt, in der Ebert unter anderem ausführte: Nm

die sozialen Erfolge der Revolution brauchen die Arbeiter nicht

besorgt zu fein. Der K a p i t a l p r o f i t wird scharf gefaßt

werden. Möglichst völlige Beseitigung des arbeits-

losen Einkommens erstreben wir. Die Kriegs-

äewin'ne müssen möglichst restlo5 eingezogen. Erbschafts-

steuern verschärft und das Erbrecht der Republik ge-

fchaffen werden. Freiheit in Wort und Schrift, glei-

ch es Recht für alle, bati sind und bleiben unsere Grundlagen.

Beseitigung jeder Unterdrückung und Ausbeutung bleibt unver-
riickbar mser ,/icI. WaS unS für die Zukunft vor Augen steht,

stt ein freie t. gesundes, frohes Volk, das kein Elend mehr kennt.

(Stürmischer Beifall.) Der preußische Landwirtschaftsminister,

Genosse C t ’ . Braun, der als zweiter Redner sprach, kündigte
kinen Gefeheniwurf an, der dem Staate das Vorkaufs-

v - ch t i n -V andg it fern sichert. Weiter soll das Mild in

weitem Umsange ab geschossen werden und in allen Forsten.

vermehrter Holzeinschlag vorgenommen werden. Die Oed-

u it d Moorländer sollen, soweit möglich, schon für die nächste

chrnte n u b b a r gemacht werden. Hierfür werden sich auch Ar-

veiter aus den Städten zu angemessenen Löhnen zur Verfügung

stellen müssen. Dagegen warnte Braun davor, durch das Ge-

f ch r e i n a d> Aufteilung des Grundbesitzes die

r o d u k t i o n z u schädigen.

An die vom Kriege heimkehrenden Landarbeiter

und alle, die auf dem Lande vor deKriege tätig
waren!

Geht nicht in die Städte und Jndustriebezirke! Dort fehlt

es an Wohnungen und ist die Arbeitsgelegenheit schon wegen der

mangelnden Rohstoffe knapp. Auf dem Lande ist eine durch-

greifende Umgestaltung der Besitzverhältniffe im Gange. Meh-
rere Millionen Hektar — Raum genug für Hunderttausende von

selbständigen Bauernstellen — werden unter Mitwirkung der land-

' wirtschaftlichen • großen Berufsverbände zur Besiedlung bereit-
gestellt werden. Das Werk wird so schnell vollendet werden, wie

die gegenwärtigen Schwierigkeiten der Bau-, Transport- und

Geldberhältnisse es gestatten; bis dahin findet Ihr auf dem Lande

Unterkunft und lohnende Beschäftigung. Denn mehr als eine

Million Kriegsgefangener und Wanderarbeiter verlassen ihre Ar-

beitsplätze, und der Krieg hat große Lücken in den Bestand des
Landvolkes gerissen. .

Wir haben die alten Ausnahmegesetze gegen die

Landarbeiter aufgehoben und die Gesindeordnung

außer Kraft gesetzt. Nachdem für die Landarbeiter die gleiche

Koalitionsfreiheit gesichert ist wie für die Industrie-

arbeiter, werden die Arbeits- und Lohnverhältnisse durch Tarif-

verträge zwischen den Organisationen der Landarbeiter

und der Gutsbesitzer geregelt.

Ein Gesetz ist in Vorbereitung, das die Gemeinden und Ge-

meindeverbände verpflichtet, für die Herstellung der nötigen Woh-

nungen in angemessener Frist Sorge zu tragen und Pachtlanb

für den Haushaltsbedarf zu beschaffen.
Der Staatssekretär bcS ReichsarbeitsamtI.

Bauer.

Soköatmräts -es Zez-hrems Zur Lage.
In zwei grosscn öffentlichen Versammlungen in Germers beim

und Maulbronn, dem jeweiligen Hanptauarlier des A. O. K.
präsisiertc der Soldatenrat der 19. Armce durch seinen Vor-
sitzenden. Kameraden Bublitz, seine Stellungnahm- dahm, daß es sich
die Angehörigen des Feldheeres unter keinen Umständen gefallen
lassen, bei der Neugestaltung der VertassungSverhalinlsse ans-
geschaltet zu werden. Die Soldaten des Feldheeres, die vier
Jahre ihr Leben und ihre Gesundheit in die Schanze ge-
schlagen haben, um den Einmarsch feindlicher Heeresmassen in
Deutschland zu verhindern, erheben schärfsten Protest gegen die
Bestrebungen einer kleinen Minderheit, ihre augenblickuche Adweicnheit
von der Heimat dahin anszwiutzeu, die große Mehrheit unter Nicht-
beachtnng ihrer Wüuiche vor vollendete Tatsachen zu stellen. Ins-
besondere ist tS die Stellung der Spartakusgruppe und ihrer engeren
Gksolgschasl in Berlin, die nicht nur den Widerspruch des Feldheeres, x
sondern auch eine weitgehende Entrüstung der Zivilbcvölkernng in
Bayern, Württemberg und Baden ausgelöst hat; diese geht so weit,
daß bereits allen Ernstes eine Losirennung der Südstaaten
von Preußen in Erwägung gezogen wird. Nichts kann für
die Zukunst Deutschlands nach der Ansicht der Feldtruppen

- gefährlicher sein, al» diele Zersplitterung m den eigenen Rechen
Die Sotdaienräle des Feldheeres richlen daher an die Arbeiter- und
Soldatenräte der Heimat loroie an alle Staatsbürger, die sich der
Schwere der Gejcn>varl bewußt sind das Ersuchen, den ordnttngS-
gemäßen Gang des WirtschaftS- und LerkehrSwcscnS zu gemähr-
leiüen und msbewndcrc im Zusammenwirken der SiaatS- und Gemeinde-
vkrwaltiuigen mit den wirtichasittwen Organssauonrn der Ardritgeder
und Arbcilnehiner für Arbeitsgelegenheit der zurücklehrcichcn Krtegs-
tcilnrhmcr zu lorgeit, damit die Strbenslosigketr nach Möglichkeit cin-
getäaiHit wird, um katastrophale Ereignisse zu vcrhuivcrn. Die
Bcrlrcter des gciamicH Feldheere- werben in Uebec-
euiftiminung mit dem Soldatenrat der 19 Armee in den allerniwstcn
Tagen ihre Licllungiiahnic auch geschlossen zum Ausdruck bringen.

In der Sitzung der Berliiitl Soldalcnrüie am Sonnabend gab
eine Delegation der Soldatenräte der Ostfront
folgende Erklärung ab: Jin Namen von 750000 Kameraden ver
Ostironl begrüßen mit wendig den Entschluß der Regierung zur baldigen
Einberuinug der Rationalversamniwiig Wir bofsen, daß das Wahl-
system auch die Kameraden, die daun vielletcht noch nicht itt der Heimat
weilen, ihr Sti.nmrechl sichern wird. Die Nalionalver>ammlu»g wird
nicht nur die Einheit des deutschen Volles bringen, sondern auch die
rrvoluiionäre Freiheit uns den Frieden sichern. Wir stellen uns des-
halb entjchlosjeu hiltter die Regiceung und werden sie auf ihrem Wege
znr Naitonalverjammlung mit aller unserer Straft unterstützen.

Wolffs Bureau teilt mit: Von den Soldatenräten der
zurück kehrenden Fronttruppen sind der stieichsregierung in
den letzten Tagen viele Hunderte von T e l e g t o rii m e n
zugegangen, die alle dem Rat, der Volksbeauftragten ihr Ver-
trauen aussprechen, sein Programm billigen und Unterstützung
zusichern. Von Westen und Osten, von den Soldatenräten der
Armeen, der Armeekorps und den DiviSonen bis zu denen ein-

zelner Kompagnien und anderer kleinerer Forniationen spricht
ans all den Äuntgebungen ein einheitlicher Wille zu gemein-
samem Aufbau. Die Forderung nach der Nationalversammlung
und der Protest gegen Störungen der steliHen Entwicklung kehren
immer wieder. Die Reichsleitung kann nicht jedem.einzelnen
antworten; die Festsetzung des ^Wahltermins zur Nattonalver-
sammlung mag bett Soldatenräten zeigen, welchen Weg sie
gehen will.

Die Angehörigen der G a r de - N a ch r i ch t e n - E r -
satzabteilung protestieven gegen die Mitteilung eines großen
Teiles der Berliner Pre„e, die sagte, die Angehörigen der Garde-
Nachrichten-Eriatzabteilung seien eine Leibgarde Lieb-
knechts. Sie erklärt vielmehr ausdrücklich, daß sie seit dem
ersten Tage der Revolution rückhaltlos hinter, der heutigen Re-
gierung gestanden hat. die zu unterstützen auch fernerhin ihre vor-
nehmste Aufgabe sein wird.

Cntente verlangt beömgungslofe Rückgabe

ii)m han^ersjchrffe.

Bezüglich der in d e u t s ch'e n Häfen liegenden Handels-
schiffe der Alliierten ist von England die Forderung gestellt, daß
diese Fahrzeuge s o f o r t s e e £ 1 a t zu machen sind. Eine englische
Kommission wird den Zustand der Schiffe untersuchen, welche be-
schädigt oder aus anderen Gründen nicht seefähig sind. ES ist
zu erwarten, daß die fahrbereiten Schiffe sofort die deutschen
Häfen verlassen müssen. Eine besondere Kommission von Schiff-
fahrtssachverständigen von beiden Seiten wird die Fragen des
Artikels 30 der Waffenstillslandsbcdingungen regeln, welche die
Rückgabe der der Entente gehörigen Handelsschiffe, die sich augen-
blicklich in deutscher Elewalt befinden, betreffen. Die Schiffe sind
ohne Recht a u f ■ ® e g e n f e i t i g J e i t an die Entente zurück-
zugeben.

Die Schiffahrtskommission dec Entente, welche filier die die
Schiffahrt betreffenden Klauseln des Waffenstillstandsvertrages
verhandeln soll, ist noch immer nicht in Spaa eingetroffen. In-
folgedessen ist von deutscher Seite dagegen protestiert worden,
daß die für das deutsche Volk so dringend wichtige Angelegenheit
weiterhin dadurch verzögert wird, daß über sie immer noch nicht
verhandelt wird.

Der Rückzug im G^en.

Die Räumungen im Obero st gebiet nehmen ihren plan-
mäßigen Fortgang. Dagö, Moon, Narwa, Ple-kau, Ostrow und
Bobruisk sind geräumt.

Die WaffenstillstandSkommission in Spaa befaßte sich mit
der Frage der Internierung der Armee Mackensen,
über welche weitere Verhandlungen^ geführt werden. Nach dem
deutschen Waffenstillstandsabkommen darf die Armee Mgckensen
nicht interniert werden, sondern muß sich unverzüglich hinter
die deutsche Grenze zurückziehen.

Aus Berlin wird gemeldet: Drei Jnfanterieregi-
meuter der Heeresgruppe Mackensen sind in Oder-
berg tingetroffen,"

Am Zrauenagitation.

Frauen! Helft schaffen!

Die draußen 4 Jahre lang ausgeharrt haben in furchtbaren
Dualen, sie werden jetzt mit Liebe und Freude empfangen. Sic haben
nicht nur die Heimat geschützt ne heben sic auch befreit.

Frauen! Auch Ihr habt llnjägstchcS getittcn. hast hergegeben
den Mann, den Ihr geliebt, den Vater und Bruder, der Euer Schutz
war. die Löhne, deren Zukunftsglück jeder Eurer Gedanken galt. Wie
viele von Euch haben alles geopfert, was für sie „Leben" bedentite.

Ihr glaubtet zur Freude geboren zu sein und habt mit hungerndem
Magen in der Werkstatt auszehaiten, am Hochofen, in Wind und
Wetter auf der Bahn, in dcr dumpfen Schreibstnde. lind Ihr habt

sehen müssen, wie Eure Kinder gehungert und gefroren haben und
konntet ihnen nicht helfen. Wie die Männer draußen, habt Ihr hier

geleistet, was über Eure Kraft ging. Auch Von Euch haben viele ihr
junges Leben dabei verloren.

Zeigt Euch auch jetzt ihrer würdig. Jetzt gilt es ja nicht zu
vernichten. DaS Hal Eurem eigmüen Wesen widerstrebt, jetzt gilt cS,
die neue Freiheit ct ballen, gilt es. die harten Lasten, die die Gc-

stfirzten hinterlassen, auf alle zu verteilen ES sollen nicht toieber. bic
einen arbeiten und darben, damit bic andern im Wohlleben feiern
können. Euren Kindern und Enkeln gilt cS, eine Heimat zu schassen,
in die der'Wohlstand wieder einzieht, eine Heimat, in der sic nicht

schon als Kinder verkümmern in schlechter Stube bei allzu früher
Arbeit, ioudern wo fi? Jugend und Freude haben und lernen dürfen

so viel sie wollen, eine Heimat, in der jeder am Erwäg der Arbeit
gleichen Anteil hat.

Ihr wißt, daß daS alles mir in der sozialistischen Wirtschaft

möglich ist, daß nur sie uns schützt vor einem neuen SBdtbranb wie
brr, an dessen Ende wir stehen. Ihr wißt, daß dieses Ziel erreichen
will die

Sozialdemokratische Partei Deutschlands.

Deshalb müßt Ihr zu ihr gehören! Die Revolution hat unS die

politische Macht gebracht. Wir müssen sie uns gegen alle Feinde er-
halten, sonst tötiiien wir nicht durchführen, was wir wollen. Alle
müssen dazu helfen. Frauen! Ihr habt gezeigt, daß Ihr dulden
und arbeiten könnt wie die Männer, die heimkehceii Denkt und handelt

jetzt anch wie sie, und man »ird Euch Kränze winden wie ihnen, und
es Euch in Gedanken und Tat nicht vergessen.

Hedwig Vachenhei«,.
-

Die Räumtmg Ses lmken Rheinufers.

DtS Gvuvsenement Köln teilt mit: Dio letzten derrtschLn
Truv-vcn traben am 4. Dezember, vormittags 8 Uhr, den
Rhein zu überschreiten. Alle Militärpcrsontn, die nicht ordnungs-
mäßig entlassen sind und sich nad) diofer Zeit auf dem linken
Rheinufer aufhalten. laufen Gefahr, interniert zu werden. Die
Bezirkskommandos setzen ihre Tätig.keit fort.

Der DurchHug der Truppen der 4. Armee über den Rhein ist
in der Hauptsache beendet. In den linksrheinischen Gemeinden
ist in Erwartung des nachrückeriden Gegners der Flag-gtuschmuck
restlos entfernt.

Der beschleunigte Rückzug auS dem linken Rheingebirt bei
Düsseldorf wurde trotz aller Schwierigkeiten beendigt. Die
feindliche Beschumz wird in der folgenden Nacht oder am Sonn-
tag früh erwartet.

Der Hanptteil der 1. Armee in Stärke von 150 OOO Mcmn
und 60 000 Pferden ist tu unmittelbarem Anmarsch an den Rhein
bei Neuwied. Regimenter der 1. ostpreußischen Division

(Avmoesruppe Börne) LLerschritten den Rhein auf der neuen
E»senbarmkwück« bei En-erS und auf der Schiffbrücke, zwilchen

Weißenthurm und Neuwied.

fachen von den Sekgiern befrchi.

Gestern. Nachmittag ist Aachen, laut „.Berliner Sotat(mäßi-
ger", von zwei Regimentern belgischer Kavallerie besetzt worden,
die mit Hörnerklang bis vor da» Rathaus zogen und dort Auf-
stelluntz nahmen. Es wurde sofort die belgtsche Zeit eingeführt
und bestimmt, daß alle Lokale um 8 Uhr abends geschloffen wer-
den muffen. 'Nach dieser Zeit darf sich niemand mehr auf der
Straße blicken lassen. Eintgen Mitgliedern deö SoldatenrateS, der
bom belgifd^n Kommandanten empfangen zu >»erben wünschte,
ließ er erklären, daß von nun an in Aachen nur noch der Ober-
bürgermeister als Autorität anerkannt werde. Die Zeitungen
dürfen während zweier Tage picht erscheinen. Sie wurden bann
unter strenge Präventivzensur gestellt. Jede Kritik
an den Maßnahmen der Entente ist verboten.

SorSateneniiaffungsn nach öec SchWekz verMs!Len!

An der Schweizer Grenze sind bereits zahlreiche deutsche
Heeresantzehörige, die in der SckMeiz ansässig sind, eingetragen.
Die Schweiz verweigert ihnen vorläufig den Eintritt. Um An-
stauungen größerer Massen und V e r p f l e g u n g s s ch w i e r i g-
leiten in deutschen Grenzorten zu verhindern, wird vor wei-
teren .Entlassungen nach der Sck)weiz dringend ge-
warnt.

Der Kriegsminister. Der Unterstemtssekretär.

I. A.: Reinhardt. Göhre.

Was die französische Zensur uvSrrWägtl
Der leitende Redakteur der „Humanite" schreibt in seinem

Blatte. (19. November):
Die letzten Heeresberichte heben hervor, chag eZ ;etzt keinen

feindlichen Soldaten mehr in unserem Lande gibt. Niemand ist
hierüber glücklicher als wir. Aber warum besteht noch der Be-
lagerungszustand? Warum Verlveigert man den Sozialisten das
bolle Recht der Versammlung? Ueberhaupt: Warum fährt die

Zensur fort, gegen unsere elementaren Freiheiten zu mitten? Sie
ist in Italien abgeschafft, ebenso in Amerika, in Frankreich hin-
gegen wjxkt sie jetzt unheilvoller als je zuvor. Seit mehreren Ta-
gen kommen in der deutschen Schweiz heftige ArbeitSagitationen
vor. Wir haben von diesen Ereignissen nichts erfahren. In Hol-
land und Schweden verlangen bic Arbeiter bie Republik. Man
läßt im Depeschendiensl nichts hierüber burch. In Deutschfanb
vollziehen sich höchst wichtige politische unb soziale Umwälzungen.
Es ist unsere Pflicht, den Fortschritt der deutschen Revolution von
Tag zu Tag zu verfolgen. Aber keine einzige vollstäitdige De»
Pesche erreicht un». Wenn wir manches hierüber aus schweizeri-
schen Blättern wiedergeben wollen, werden wir hieran durch dtze
Zensur gehindert. Die deutschen Mehrheits- und AUnderhettS-
sozialisten haben sich verständigt, um auf den Ruinen des feu-
dalen militärischen Reiches die soziale Republik zu errichten.
Glaubt man durch vorläufige Zensurverbote uns daran zu hin-
der», diese entscheidende historische Tatsache kennen zu lernen?
Weiter: Die deutschen Revolutionäre sandten durch Branting einen
Appell an' die französischen, englischen und italienischen Soziali-
sten, um diese zu veranlassen, für eine Milderung der Waffen-

stillstands bedingungön einjutreten, damit es in ihrem ausgehun-
gerten Land« zu keiner Anarchie kommt. Branting antwortete
ihnen, daß er seit mehreren Tagen ihren Appell übermittel! hätte.
Aber wir haben nicht? erhalten. Man unterschlägt
unb man hält unsere Depeschen zurück. Man will eine unüber-
steigbare Stauer zwischen Mitteleuropa unb dem westeuropäischen

Proletariat aufrichten. Die ailiierten Sozialisten können unmög-
lich ein derartiges Versahren langer dulden. ES ist Zeit, daß
man den Arbeitern die Rede- und Pressefreiheit zuruckgibt. Wird
unser Ruf zurfickgewiefen, so darf Man auf die unangenehm-
sten Ueberraschungen gesoßt sein.

Weitere UebergeUe öer Tschechen.

Aus Prachatitz ist dem österreichischen Staatsrat ein ein.
gehender Bericht über die B e s e tz u n g d e r T t a d t P r a ch a i f tz
in Deutsch-Böhmen durch tschechisches Militär zugegangen, Bahn
und Post sind besetzt, Telegraph uiiü Telephon stehen unter Zensur,
bis Mitglieder dos örtlichen NatioualrateS wurden verhaftet und

nach Prag abgcffihrt. Die deutschen Straßentafeln wurden ent-
fernt und über Prachatitz und Umgebung der Kriegszustand ver-
hängt.

In Brux wiederholten sich die Schießereien. Der Brfirer
Bürgermeister Herold wurde, von der Reise hcimkehrend, bei Nie-
dergeorgenstadt (Niedergeorgenthal) verhaftet und von einet
tscheckw-slowakischrn Patrouille nach Brüx eskortiert. Auf dem
Wege rief die Menge den Soldaten zu, man solle Herold auf»
hängen. Bei der gestrigen Schießerei wurden fürs Personen ge-
tötet, neun, darunter zwei Zivilisten, schwer verletzt. .Von den
Letzteren ist eine Frau gestorben.

..,,I im .in w|HllFlSüB*—''»■ —

Pslttisihe Mlchrichten.

Die Wahlen znr verfaffrmgKcLendett Rat'wual-
vrnammlnufl.

lieber den wesentlichen Inhalt der Verordnung über die
Wahlen zur verfassitnggebenden deutschen Nationalversammlung
erfährt Wolffs Bureau folgender:

Die Mitglieder der verfassunggebenden deutschen National-
versammlung werden in allgemeinen, unmittelbaren und ge-
heimen Wahlen nach den Grundsätzen der Verhältniswahl ge-
wählt. Jeder Wähler hat xine Stimme. Wahlberechtigt
sind alle deutschen Männer und Frauen, bie am Wahltage, also
am 16. Februar 1919, das 20. Lepcrirfahr vollendet haben. Das
Wahlrecht ist hiernach gegenüber dem Reichs tag sw ählr echt auf die
Frauen, auf die 20- bis 25jährigen und auf die Perfonen des
Toldatenstande? ausgedehnt worden Wahlausfchlteßungsgrfinde
sind lediglich Entmündigung und Vormundschaft, sowie der Ver-
lust der bürgerlichen Ehrenrechte; Konkurs und Armen-
unter st fihung sind nicht mehr WahlauS schlie-
hungsgr finde. Wählbar sind alle Wahlberech-
tigtenj die am Wahltage seit mindestens einem
Jahre Deutschc sind.

Die Wahlkreiseinteilung beruht auf dem Grund»
faße, daß auf durchschnittlich 150 000 Einwohner nach der Volks-
zählung vom 1. Dezember 1910 ein Abgeordneter entfällt unb
bort wo Landes- oder VerwaltungSbezirksgrenzen bei der
WahlkreiSeinteilung berücksichtigt werden müssen, ein lieber»
schuß von mindestens 75 000 Einwohnern vollen 150 000 Ein-
wohnern gleichgerechnct wird. In Preußen bilden die kleineren
Provinzen, die großen Regte tu ngS4>czirke sowie Berlin je einen
Wahlkreis; andere Regierungsbezirke sind, zum Teil auch mit
nichipreutztschen Gebieten, zusammengelegt worden. Bayern zer-
fällt itt vier, Sachsen in drei und Württemberg in zwei Wahl-
kreise. Baden, Hessen und Elsaß-Lothrtngen bilden je einen
Wahlkreis. Die kleineren Bundesstaaten sind zu Wahllceiien
vereinigt worden.

Bezüglich der Wählerlisten folgt das Gesetz im all«
gemeinen dem Neichstagswahlrecht, weil es notwendig erscheint,
die Grundlagen 'für die Ausübung des Wahlrechts so zuverlässig
wie irgend möglich zu gestalten. Hierbei sind besondere Bestim-
mungen getroffen oder vorgesehen, die den gegenwärtigen Ver-
schiebungen in der Bevölkerung Rechnung tragen und besonders
Erleichterung für bie heim kehrenden Feldzug stei-nehmer schaffen
sollen. In der Regelung der Verhältniswahl schließt sich die
Verordnung dem Reicksgefetz vom 24. August 1918 cm, das seiner-
zeit von der überwältigenden Mehrheit de? Reichstages angenom-
men worden ist. Nur ist mit Rücksicht auf bie Größe der neuen
Wahlkreise bestimmt worden, daß dir Wahlvorschläze nicht bloß
von 50, sondern mindestens von 100 wahlberechtigten Personen
des Wahlkreises unterzeichnei sein müssen.

Wieviel Terrtsche wählen znr NkLioimlvcriirnrAlrruflT

Amtlich wird miigeteilt: DaS Wahlrecht ist durch bie Ver-
ordnung vom 12. November 1918 ausgedehnt worden a) auf bie
Frauen, b) auf die Zwanzig- bis Fsinfiindzivanzigjährigen, e) auf
die Soldaten. Während bei den Reichstagswahlen von 1912
14,4 Millionen Wahlberechtigte waren und von diesen sich 12,3
Millionen gleich 85 pZt. an den Wahlen beteiligt haben, werden
infolge der Ausdehnung des Wahlrechts bei den Wahlen gut ver-
fassunggebenden deutschen Nationalversammlung schätzungsweise
39 bis 40 Millionen, darunter etwa 21 Millionen Frauen, wahl-
berechtigt fein. Dies« Summen ergeben sich auf Grund der fol-
genden Berechnung: Nach der amtlichen Statistik (Statistik des
Deutschen Reiches Bd. 240,2 S. 254) sind am 1. Januar 1911 aus

-den Jahrgängen 1893 der al? erster Geburtsjahrgang für die
Wahlberechtigung in Frage kommt, und früher vorhanden ge-
wesen:

männliche Personen ... 22 065 829
weibliche Personen . . . 23 904 231

zusammen . . 46 870 090
Davon sind in den Jahren 1911—18 abzu setzen die Sterbe-

fülle, Sie betrugen etwa 600 000 jährlich und verteilen sich nahezu
zu gleichen teilen auf Männer unb Frauen, zusammen etwa
4,8 Alillioncn. Abzusetzcn siub ferner etwa 1,8 Millionen im
Kriege Gefallener unb Vermißter. Im ganzen sind demnach durch
Tod usw. 6,6 Millionen. (4,2 Millionen Männer, 2,4 Millionen
Frauen) von der obigen Summe der Wahlberechtigten abzusetzen.
Außerdem haben abzugchen die Ausländer mit etwa 1% Million.
Hinzu dagegen kommen die uns während des Krieges zugeström-
ten Ausländsdeutschen, die in Konkurs befindlichen und die Armen-
Unterstützung beziehenden Persosien. Alles in allem ergib! sich cm
Wahlberechtigten am 31. Dezember 1918 die Summe zwischen 39
und 40 Millionen Personen, etwa 18 Millionen Wanner unb
21 Millionen Frauen. Zweifelhaft erscheint eS, ob unsere Kriegs-
gefangenen (zirka 500 000) in bi« Lage verseht werden können,
von ihrem Wahlrecht Gebrauch zu machen. — Mit dieser Berech-
nung wird eine kürzlich durch die Blätter gegangene, auf irrtüm-
licher Voraussetzung fußende Aufstellung, die nur etwa 35 Millio-
nen Wahlberechtigter angab, widerlegt.

Dcut?chr«nds NKhrnNKSmittsl-VersorKurrg durch
Amerika.

„B. T." berichtet aus dem Haag: Wie die „TimoS" ans Neu-
york berichtet, hat die amerikanische Regierung 32 ehemalige
deutsche Handelsschiffe bestimmt, die Nahrungsmittel nach
Deutschland bringen werden. Nach einer Mitteilung Lan-
sings im Senat wird die Versagung aber erst beginnen, nach,
bem in Deutschland bic Wahlen für die National-
versam 'm lung stattgefunden haben.

Strafbeittsiuis des NeichSamts für wirtschaftliche
Demviulmrrchuusi.

Die NeichStegierung hat das DcmobilmachungSamt ermäch-
tigt, Strafbestimmungen für Zuwiderhandlungen gegen die von
ihm oder den DemobtlmachnngSorganen erlassenen Anordnungen
sestzusetzen. Die eben erlassene Verordnung setzt Strafart und
Strafmaß allgemein fest, und zwar Gefängnis bis zu fünf Iah-
ren und Geldstrafe bis zu M 160 MO. Geld und Freiheitsstrafen
können einzeln oder zusammen verhängt werden. Außerdem
können Gegenstände, auf die sich bic strafbare Hanblung bezieht,
eingetragen aber für verfallen erklärt werben, gleichgültig, ob sie
dem Täter gehören oder nicht. '

EißuerS Herrlichkeit.

(Eigener Dr-.ch:ber:chi der „Hamburger Echo".)
Wie uns Müiicl-cn berichtet wi'ch, wurde der bayerische

Ministerpräsibent Eisner gestern, als er zu einer Ansprache auf
der RevolulionSfeier im Naiional-Thealer auf der Bühn« erschien,
auSgepfiffen, und «6 wurden 'Schmähruse aus ihn laut, ebenso
an den Kraftstellen seiner Neve. Die Zuhörerschaft bestaub aus
heimgetehtlen Soldaten unb aus Hoch- und Mittelschülern, denen
diese Feier besonders geweiht war. Der „Lokalanzeiger" berichtet
weiter, daß in der bayerischen Regierung der alte Gegensatz
zwischen Auer unb Eisner wieder yervortrete. eigner, gestützt
vom radikalen Münchener Arbeiter- unb Soidaienrat, ist im
Lau des-Soldaten rat in der Minderheit. Tie vereinigten
Verbände des bähen sechn VerkehrSperfonalS haben an sämtliche
Minister eine Depesche gerichtet, >n der die sofortige Einberufung



dittt bayerischen Nationalversammlung, nnt> ztvar mehrere
Wochen vor der deutschen Nationalversammlung fordern.

Der Gegensatz gegen die Abenteurer-Politik EiSnerZ, der
ganz offenbar Sonderverhandlungen mit Frankreich führen will,
wird in Bayern immer stärker. Entschieden wenden sich die
Arbeiter Nürnbergs dagegen. Es wird berichtet- Die
Vereinigten Gewerkschaften Nürnbergs unb der Sozialdemo-
kratische Verein Nürnberg-Altdorf protestierten in einer öffent-
lichen Kundgebung gegen die Grundsätze, welche die Regierung
Eisner für Lie Wahl zur provisoriichen bayerischen National-
versammlung ausgestellt hat. Vor allem erheben sie entschiedenen
Widerspruch gegen die beabsichtigte Bestimmung daß den Ar-
beitern und Soldaten verboten sein soll, Partei- oder Gewerk»
schaftsbeamtc zu werden. Es sei eine durchaus unzulässige Be-
vormundung der Arbeiterschaft, wenn ihr vorgeschlagen loerden
sollte, wen sie wählen dürfe. Die Sozialdemokratische Partei
Nürnbergs und die Vereinigten Gewerkschaften Nürnbergs der-
langen die möglichst baldige Einberufung der probisorischsn und
die möglichst baldigen Vornahmen der Wahlen zur endgültigen
Nationalversammlung.

Nadel will Deutschland zrrm Bnudesgenoffen haben.

Nach einer Mitteilung der .Rosta" hat der russische Volks-
kommistar Radek einen Vortrag gehalten, worin er sich dahin
aus'vrach, daß die Entente im Ä-üden Ruhlands nicht vor dem
Frühjahr cingreifen könne, und dah er hoffe, bis-dahin Deutsch.
la»d zum Bundesgenosien gewonnen zu haben.

Wenn der biedere Radek sich in dieser Hoffnung nur ■ nicht
täuscht.. Das deutsche Volk und besonders auch di« deutschen Ar-
beiter sehnen sich nicht danach, in einem Radekschen Elends-Chaos
zu leben.

Atlfhkblrrtst öcs tzJlschewrstiichen Konsnlats m Hamburg.

, Staatssekretär Solf hat auf der Reichsvertreterkonferenz er-
zählt, der A.. und S.-Rat Hamburg treibe eine selbständige
ArchenpoNtik, indem er das russische Generalkonsulat in Hamburg
behalte. Dazu erfahren wir, dah der russische Konsul in Ham-
burg und s»in Sekretär erkrankt sind und zu Bett liegen. Um
aber die Zurückziehung des Konsulats deutlich zu
machen, hat der A.- und S.-Rat den Konsul veranlaßt, die
russischen Hoheitszeichen am Sitze des Konsulats zu ent-
fernen.

Wir würden es noch mehr begrüßen, wenn auch die teils
sehr verhängnisvolle übrige Betätigung des Konsulats, die un-
heilvoller ist, als das Zeigen der Hoheitszeichen aushören würde.

Bolschewistische Agitation über Schweden.

Auf dem schwedischen Dampfer »Angerland", der auf der Reise
von Petersburg den schloedischen Hafen Bsoerkee anlief, wurden
fünf Bolschewisten verhaftet, die als Gepäck sieben schwere
Kisten mitführten. _ Die Untersuchung ergab, daß die Kisten
Massen bolschewistischer Agitationsliteratur in eng-
lischer, französischer und deutscher Sprache enthielten. Unter den
Proklamationen befindet sich ein Aufruf Liebknechts an
die «oldaten und Arbeiter der Ententemächte, in dem aufgefordert
wird, den bürgerlichen Staat zu stürzen und eine Diktatur des
Proletariats zu errichten. Ein Aufruf ähnlichen Inhalts richtet
sich an die deutschen Soldaten in der Ukraine, in Polen, Litmien,
Kurland,, Estland und Finnland. Ein Aufruf in deutscher Sprache
wendet sicb an die revolutionären deutschen Matrosen und Sol-
daten in Finnland, ist von bekannten finnischen Bolschewisten
in Petersburg unterzeichnet. Man nimmt an, dah bereits seit
längerer Zeit die schwedischen, von Petersburg kommenden
Dampfer mißbraucht worden sind, um auf dem Wege über Stock-
holm bolschewistische Literatur über die ganze Welt zu verbreiten.

Ein bolschewistischer Gewaltatt gegen die norwegische
Gesandtschaft in Petersburg.

Nach einer Medung aus Petersburg haben die dortigen
Bolschewiki - Truppen einen U e b e r f a l l auf die nor-
wegische Gesandtschaft ausgeführt. Die Truppen dran-
gen in die Gesandtschaft ein und bemächtigten sich des Archivs
der schweizerischen Gesandtschaft, deren Inter-
essen zurzeit von der novwegischen Gssanidtschaft wahrsenommen
werden.

„Aftenposten" erfuhr im norwegischen Ministerium des
Aeußcrn, dah von dem schwedischen Staat gegen diesen Bruch
des Völkerrechts bisher keine Schritte unternommen wurden.

„Berlingske Ttdende" meldet <ru8 Stockholm: Eine esthlän-
dische Abordnung ist mit dem Dampfer »Hektor" hier eingetroffen,
um den hiesigen Ententegesandtschaften die Bitte um Hebet Innung
von 40000 Gewehren an das esthländische Volk zu über-
bringen, damit es sich gegen die Bolschewiki verteidigen
könne.

Ausschreibung der stoluische« Konsüürsnte-Wahlen.

■ Das Wiener Korrespondenz-Bureau meldet aus Warschau:
Ein Eclah Pilsudskis bestätigt die Wahlordnung für
die Konstituante. Die Wahlen sind für den 26. Januar
1919 anberaumt. Die polnischen Länder, die früher zu Ruhland
gehörten, bilden 38 Wahlkreise mit 241 Mandaten. Der Tscheche-
v.er Teil von Schlesien bildet einen Wahlkreis mit 8, Westgalizien
11 Wahlkreise mit 71 Mandaten. In den 13 ostgalizischen Wahl-
kreisen, Wo die Wahl«: undurchführbar sind, erhalten die ehemali-
gen Reichstagsabgeordneten Mandate zur Konstituante. Für
10 Wahlkreise in den Gebieten Deutschlands
wird demnächst eine Ordnung nach gtücksprache mit den Vertretern
der dortigen Polen erfolgen. Auch die politischen Vertreter aus
Litauen und Ruthenien werden nach Einvernehmen mit den dor-
tigen Polen einberufen werden.

Bevor Wilson kommt.

(Eigener Drahtboricht des „Hamburger Echo".)

Die „Deutsche Allgem. Zeitung" erfährt mis Basel: Nach
einem amtlichen Bericht sollen die Londoner Besprechungen die
Organisation der Friedensverhandlungen zum Geqeustand chaben.
Die europäischen Verbündeten wollen sich offensichtlich noch vor
dem EintreffenWilsons über ihr gemeinsames Friedens-
Programm einigen.

Die englischen und amerikanischen Arbeiter und die

Friedenskonferenz.

In einer Arbeiterversammlung in der Alberthalle wurde, wie
an? London telegraphiert wird, eine EntschUeßnng ange-
nommen, worin folgendes verlangt wird: Gründung eines demo-
kvatischei, Völkerbundes auf der Grundlage der Ab-
schaffung der Wehrpflicht, der Ab r ü st u n g und des
Selbstbestimmungsrechtes aller Völker, darunter
Irlands und anderer zum britischen Reiche gehörenden Völker.
Ferner wird die Zurückziehung der alliierten Hoere aus Ruhland,
die sofortige Wiederherstellung der Arbeiterinter-
na 11 o n n_I e und Aufnahme eines internationalen Ar-
beitsgesetzes in den Friedensvertrag gefordert.
Anherdem wird bekanntgegeben, daß für die Gründung der täglich
erscheinenden Arbeiterzeitung 100 OÖO Pfund Sterling 'eingegangen
sind.

Aus Washington verlautet: Wie berichtÄ wird, werden als
Delegierte des amerikanischen Arbeiterverbandes, auf der inter-
nationalen Arbeiterkonferenz, die gleichzeitig mit der Friedens-
konferenz in Paris tagen wird. GoinperS und Morrison für den
Arbeiterverband, William Gveen für den Bergarbeiterverband,
John Alpine für den Bleiarbeiterverband, James Dunkan für den
internationalen Granitarbeiterveröand und Frank Duffy für die
Zimmerleute nach Frankveich reisen. Die Arbeiterführer glauben,
daß die Konferenz zur Errichtung eines internatio-
nalen Arbeiterverbandes führen wird.

Kl,»«e politische Mitteilnrrgen.
Die Berliner S v a r t a k u s s e veranstalteten yesicrn sechs Ver-

samutluugen. die auch stark von Gegnetn der Spartakusrichlttng besucht
und infolgtbofitn überfüllt waren. Rosa Luxemburg erschien in
ihrer Versammlung mit dreivterlelstlindiger Verspälung, was mit Un-
mut ausgenommen wurde. Sie stellte fest, dah die S p a r i a k u s -
grupp« sogar mit ben Unabhängigen nichts mehr
gemein habe unb forderte toit aus, die Waffen zu er-
greifen gegen die jetzige NegieKug. ■

Der obrrschlesische Bcrgarbelterstrcik ist weiter in
langsamem Rückgang. Bei der gestriaeii Arbeit verringcitc sich
die Zahl der AuSstäitbigeit nm weitere 500 Wann gegen den Vorlag.
Sie beträgt auf elf Gruden »och zirka 6000 Mann.

Zwischen bett englischen unb belgischen Flüchtlingen
und der belgtschett lliegierttng sind V e r e i n b a r u n g e tt für bie
Rückkehr der belgischen Flüchtlinge über Antwerpen und Umgebung
getrosten worden. Die Fahrten beginnen am 10. Dezember.

Der englische EeneralstaatSanwalt Smith sagte geslerit abenb iu
Dorrat, eS sei bie Potilik ber Koalitionsregierung, alle Deutschen
in En glaub nach Deutschland zitrückzuschickeii.

Nach einer Havasmelbung ans Santiago be Chile wirb
ber lvtiiiislcr beS Aeuhcrn einen Enlwuri zu einer Verständigimg mit
Pern über bie Atiwendimg beS Arlikelz im Vertrage von Arcona
Vordringen, ber enbgüliig übet den Besitz der Provinzen von Tacna
und Anca entscheidet.

Für die ArSeitsfühigkeit der Werften.

Im Demobilmachungsamt fand eine Beratung mit den Ar-
beiter- und Soldatenräten, auch den Gewerkschaften der Hafen-
städte. insbesondere Hamburgs, Bremens, Emdens und
Flensburgs statt. Beratunasgegenstäude waren bie Schwie-
rigkeiten wegen der Lohn- unb Arbeitsverhältnisse in den Werft-
betrieben. Es wurde Uebereinstimmung darüber erzielt, dah
möglichst baldige zentrale Verhandlungen von Organisation zu.<
Organisation unter Hinzuziehung dec örtlichen" Arbeiterräte
stattfinden müssen unb daß eine allgemeine Regelung der
Lohn- und Arbeitsverhältnisse durch Kollektivvertrag geboten ist.
Es ist zu hoffen, dah die Schwierigkeiten überwunden und gleich-
mähige Fortschritte der Arbeit gesichert werden.

Tages-Srncht.

Montag, den 2 Dczembcr.

tz«durg.
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ittea torat.

Eine Vollversammlung aller- Soldatcnräte, aller Trnppcn-

körper von Hamburg^Altoua und Umgegend, die Sonntag

Nachmittag im Gewerkschaftohausc tagte, erklärte sich für die

National-Vcrsammlnng. gegen Bildung einer Roten Garde,

sowie gegen Terror von rechts oder links. Näherer Bericht

folgt.

Reorganisation des Soldatrurats dorr Hamburg,

Altona nrrs Amgegrnd.

Der Arbeiter- und Soldatenrat schreibt unS:

Gemäß den Nichilinlcn der Ne'olnlionen der Vollveisiiinntluiig

aller Soldatenräte sämtlicher Truppenteile von Hamburg, Altona und

Umgegend am 2l. November 1918 int GcwerkschaftShause:

Die ergänzenden Nciiwahlen erfolgten auf Antrag der Ver-

sammlung der delegierten ber Truppenteile von Hamburg, Altona
unb Umgegenb.

Siebener-NuSschuß.
1. Heise, Borsitzcnbcr.

2. Sampl, tzellvertrctenber Vorsitzender. Referat: Politik,

Presfe, Verbindung mit dem Arbeiterrat.

8. Schädlich. Referat: Verbindung mit ber Delegierten-

berfemmlmig, Finanzen, Aufklärung, '

4. Prettschoff, Referat: Militärischer Sicherheitsdienst, Ver-
binbnng mit ber Marine.

5. (Wirb noch gewählt.) Referat: Militärilchc Angelegenheiten,
Generaltommanbo beS 9. Armeekorps, Demobilisation.

6. Siemer, Referat: Schiffahrt, Ernährung, Vermehr.

7. Baumann, Referat: Kanzlet, Verbindung mit Zivilverwaltung.

lieber die Organisation des Dreißiger-Ansschusses unb die Lage

der Geschästszimincr wird Bekauiitrnachmtz erfolgen.

Hamburgisches Arbeitsamt.

Aie Meldestellen für Erwerbslosen-Fürsorge

werden von Dienstag, den 3. 12., ab geöffnet. Die

Lage der Meldestellen tst au8 ben au ben Polizeiwachen unb ben

Beztrksbureaits angebrachten Plakaten ersichtlich. Die Melbung hat

für diejenigen Personen, bereu Familienname 'mit A—M anfängt,

werktags zwischen 8—12 Uhr, für diejenigen mit N—Z von 12—3 Uhr

zu erfolgen. K r t e g e r w i l w c n wenden sich an die Hinter-
blieben '-Per o r a it n g S a b t e i l tt n g , Post»raße 19. Mit-

jubrtngen tt Meldet «cm unb möglichst Jnvalibenkarle. Militar-

perjoncn n.üijeit vorher ihre Entlassung von ihren Trnppeitt»ilcii

herbcliühreu unb ihren Mililärpaß ober ihren Entlassungsschein mit«

bringen. Die ErwerbSlosenunteistütztmg wirb gewährt an Nicht-

Kriegsteilnehmer, bie in ber Stabt Hamburg wohnen, an Kriegs-
teilnehmer. bas heißt Personen, bie nach bem 10. November 1918

aus d m Heeresdienst entlaßen sind, falls sie bei ihrer Einziehung in
Hamburg gewohnt haben.

Die Anmeldung hat durch bas Familienhaupt, nicht durch die
Frau oder Kinder zu erfolgen.

Personen, bie währenb des Kriege? zur Aufnahme von Arbeit

nach Hamburg gezogen sind, werden hier- nicht unterstützt. Ihnen

kann nur freie Reise nach ihrem srüheren Wohnort gcwäljrt werben.

Die Arbeitgeber werben dringend ersucht, nur Arbeiter an»

zustelleN, bie ihnen durch bie Arbeitsnachweise

zngew lesen werden. Nur Arbeiter, bie sie früher

dejchästigt haben unb bie jetzt wicber auf ihre
allen Stellen zurück kehren, sollen von ihnen bireki

angenommen werden. Auf diese Weise können die Arbeitgeber die

Bemühungen der Vrwerbslosen-Fürsorge wesentlich untcrstützcii.

Für bie heimkehrendcn Krieger ist eine Beratungsstelle
im Arbeitsamt, Börjestbrücke 6, eröffnet worden.

Zur Liudermrg der Not.

In einem Ausruf a n b i e A r m c n p f l c g e r, ber auf bie

Schwere ber Zeit unb bie Rotwendigkeit helfend einzngreifen htnweist,

schreibt das amtliche Organ beS Ar-»enkoüegiums: In bieicnt Zu-
sammenhänge mag besonders darauf 1 hingewiefen werden, daß die

ösfcutliche Armeiipflege in Hamburg seit ihrer im Jahre 1893

erfolgten Neugestaltung feine Unterstützungssätze kennt, mit

betten der Anne unter allen Umständen auskommen muß

(Existenzminimum), sondern sie hat die Festsetzung der

Höhe ber Unterstützung bem pflichtmäßigen Ermessen

ber mit btr AnSlwung der öffentlichen Armenpflege betrauten ehcen-

amtlidjen Organe unterstellt, wobei der Lage des Einzel-

falles R e dj n u n g getragen werden soll. Die im § 41

der Geschäftsordnung festgesetzten, vom 1. Juli 1918 ab erhöhten Aus-

fchlußjätze bestimmen lediglich die Grenze für die BarunterstützUiig,

die von der Bezlrksberfammlung ohne Genehmigung der höheren

Instanz, der Kreisverfammlung, einznhalten ist. Ist im Einzelfalle

eine höhere Unterstützung notwendig, so ist sie un-

bedingt zu gewähren und die Bezirke haben den Bewilligungs-

antrag bei der Kreisvcrsammlung zu stellen; in Eilfällen kann

im Vorwege der KreiSvorsteher die Bewilligung

a u s s p r c ch e n. Es wäre pflichtwidrig gehandelt, wenn ein

Bezirk, um nicht die Kretsveriammlung anrufen zu müssen, eine g e -

r i n g e r e Unterstützung bewilligte, als er für notwendig hält."

Bekommen die KriegsSeschädigten kein Untlassturgsgeld'?

UnS gingen in letzter Zeit wiederholt Zuschriften zu, in

denen -die Unzufriedenheit darüber -um Ausdruck kam, daß

nur den jetzt zur Esitlassüng kommenden ' Soldaten ein

Entlassungsgeld von X 50 zugebilligt werde, bie bisher entlassenen

Kriegsbeschädigten aber keins erhielten, obgleich es ein Gebot der

Gerechtigkeit sei, auch ihnen eine Exlcazulage zu bewilligen, da sie

doch zu Krüppeln geworden seien und die Renten jetzt bei weitem

nicht auSreichen. ' -

Die Schaffung eines tztrotz-HamSmg

behandelte Genosse Dr. Laufenberg am Sonnabend im Gcwcrk-

fchastShanS in etiyr Vollversammlung dcS großen Arbeiter- unb
Solbaienrots von Hamburg - Altona. Auf ben ausgezeichneten

Vortrag, in bem bas zukünftige Groß-Hamburg vor ben Hörern

erflanb, baß im Norden bie Steife Stormarn-Pinneberg unb im Silben

bie Gebiete von Lüneburg, Winsen unb Bteckebc umfaßt, werben wir

noch zurückkommen. Am Dienstag nachmittag wirb eine Versammlung
bet 81» unb S-Räte ans Hamburg unb ber weiteren Umgebung sich

mit dieser Frage beschäftigen.

Stellnngnahme der Schuhmacher znm Lohniarifverlrllg.

Eine gut besuchte Mitgliederversammlung des Zentralverban-
des der Schuhmacher tagte am 25. November im Gewerkschafts-
Hause. Kollege Jablonowski sprach über den Lohntarif und
die heutigen Lohnverhältnisfe in den Betrieben. Er befürwortete
die Einführung des'Zeitlohnes; der bestehende Lohnvertrag er-
weist sich insofern ungünstig, als neben dem Zeitlohn der Akkord-
lohn bestzcht, so daß die Arbeitsleistung im Zeitlohn durchgehends
nach dem Akkordlohn bewertet wird. Es bestehen in Werkstätten
sogar Abmachungen, wonach Mehrleistung im Zeitlohn nach dem
Akkordlohn vergütet wird, was Wiederum'zu Reibungen zwischen
den Arbeitern geführt hat. Schon aus diesem Grunde empfiehlt
sich die Abschaffung d»S Akkordfystemö, abgesehen davon, daß das
Akko»t>shstom die Arbeitskraft zugunsten des Arbeitgebers aus-
beutet. Dieses System wirkt auch hindernd für die achtstündige
Arbeitszeit. Uubsdingt notwendig für die Einführung des Zeit-
lohnes ist die gänzliche Beseitiguag der Heimarbeit. Ferner tritt
Redner für den Arbeitsnachiveis auf paritätischer Grundlage ein.
Im Schnhmachergewerbe bestehen zwei Ilrbeitsnachweise, der Jn-
nungsnachweis, Holstenwall 12, und der Verbandsnachweis im Ge-
werkschaftshause. Diese Handhabung hat schon unhaltbare Zu,
stände gezeitigt, so dah eine Zusammenlegung notwendig ist. Der
besssren Verbindung wegen ist der Arbeitsnachweis im -GeWerk-
sihaftshause vorznziehen. Sodann unterbreitet der Redner fol-
genden Antrag der OrtSve«vcAtuug:

Zeitlohn für gelernte männliche Arbeiter M 2, ungelernte
M 1,70, unter 18 Jahren M 1,80, für Weibliche gelernte M 1,50,
ungelernte M 1,10, für Lehrlinge im ersten Jahr 50 I, im zwei-
ten Jahr 60 4, im dritten Jahr 90 I pro Stunde. Hieran ent-
wickelte sich eine lebhafte Diskussion. Verschiedene Redner unter-
stützten den Antrag ber OrtS»«rwabtung, da überspannte Forde-
rungen entd) in der jetzigen Situation nachteilig wirken könnten.
Der WeitgehenLxsie Skticag forderte für gelernte Arbeiter einen
StmidenlÄ;n von M 2,50. Bei der Abstimmung wurden sodann
folgende Forderungeu aufgestellt: „Für gelernte männliche Ar-
beiter M 2,20, ungelernte M 2, ungelernte unter 18 Jahren
M 1,50, für weibliche gelernte oder ungelernte M 1,50, für Lehr,
linge im ersten Iah« 50 -?>, im zweiten Jahr 60-Z, im dritten
Jahr 90 ,Z pro Stunde. Zur Vertretung dieser Forderung wurde
eine Kommission von 11 Riigliedern gewählt. Zum Schluß er-
stattste Paul den KartsMwricht.

Erfolge der Hoch- und Slratzenbahnaugestellten.
Die Bewegung der Angestellten bei bet Hoch- unb Straßenbahn

ist als beenbet zu betracht»!!, ba bie Direktion eine Reihe ber 8!n-

geflcllieiiiotberm:gen bewilligt hat. Die hauptsächtichsten Bewilligungen

finb: Ein« monatliche Teuerungszulage von A60, eine

einmalige Teuerungszulage in der Höhe der einmal schon

im September a«sgezah!i«n Teuerungszulage; Einführung der

achtstündigen Arbeitszeit; Gewährung von 52 freien

Tagen im Jahre; Gewährung von Ferien nach einjähriger

Beschäftigung von 5 Tagen, nach fünfjähriger Beschäftigung von 7 Tagen

und nach zehnjähriger Beschäftigung von 10 Tagen. Die Forderungen für

das Werkstättenpersonal wurden vorläufig bis zu einer späteren

Siegelung zurückgestellt. Für Ueberstuiidcuarbeit soll eine doppelte

Bezahlung Eintreten. Die Regelung ber Lohnforderungen ber An-

gestellten soll später bin(6 Tarifverträge geregelt werden. In einer

überaus stark besuchten Versammlung wurden diese Zitgestünbuisse fast

einstimmig angenommen.

Zur Lohufruge im Suttlergeweröe.
Eine außerordeuttiche Versammlung der Sattler aller Branchen

am 29.November beschäftigte sich mit ber Lohuirage im hiesigen Sattler-
gewerbe. Tie Pcrirauensmänner hatten bereits eine Lohnkommifston
eingesetzt, bie nach Lage beS Bernis unb ber jetzigen Lebetwverhältnisse
folgenden Lodntarif für bas Sattlergewerbe in Hamburg, Altona,
Wandsbek unb Harburg ausgearbeitet hatte:

Gesetzliche LlrbeitSzeit pro Arbeitstag 8 Stunden. Der Lohn
beträgt pro Stunde unb pro. Woche: 1. Für gelernte Sattler aller
Branchen pro Stunbe A 2 und pro Woche A 98. 2. Angelernte
Hilfsarbeiter nach sechsmonaügcr Beschäsiignng pro Stunde A 1.80
und pro Woche A 86.40. 3 Angelernte Hilfsarbeiter unter sechs-
monatiger Bejchäsiigung pro Stunde A 1.60 und pro Woche A 76 80.
4. Gelernte Sattler unter 20 Jahren pro Stunde A 1.80 und pro
Woche A 86 40. 5. Angelernte Hilfsarbeiter unter 20 Jahren nach
sechSinoualiger Aeschäftignng pro Stunde A 1.60 und pro Woche
A 76.80. 6. Angelernte Hilfsarbeiter unter 20 Jahren unter sechs-
monatiger Beickäiiigung pro Stunde A 1.40 unb pro Woche A 67.20.
7. Angelernte Hilfsarbeiter unter 17 Jahren pro Stunde A1 unb pro Woche
A.48. 8. Veraüluug der Lehrlinge bleibt gesetzlicher Siegelung vorbchalien.
9. In allen Fällen finb weibliche Arbeiter ben männlichen Arbeitern

gleichzustellen. 10. Hiljsarbeiteiu sind gleiche Beschäfügnng in andern
Betrieben anzurechneu. 11. Zwischenmeister, Heimarbeit unb Akkord-
arbeit ist nicht gestattet. 12. sämtlich« Lohnsätze gellen für Minbest-
löhue. 13. Ueberstunben sind nur in bringenden Notfällen gestaltet,
mit 50 pZt. Aus ich lag pro Stunde. 14. mbeiUrentlaffungen wegen
ArbeliSmaugelS dnifen liichl früher vorgenoinmen werden, bevor bie
tägliche Arbeitszeit auf 6 Sttinben verkürzt ist. 15. Porslehelide Be-
bingungtn gelten ab 1. Dezember 1918 tnr die Ucbergangszcit, bis
eine andere Reglung durch Perhaiidlungen der Organisationcn erfolgt.
16. Dieser Lohntarif Hat iu jeder Werkstatt niiszuhängen.

Tie meiste» Redner sprachen ui dein Sinne, baß eine Speziali-
sierung ber einzelnen Berufe auszuichciben habe. ES gelte, Löhne
testziisetz»», bie be» jetzige» Bcrhältttissen entsprechen inib den Bcbürs-
nisscn ber Arbeiter sich aiipassen. Esnzeine Siebner traten für bebeuleub
höhere Lohnsätze ein, wie sie bereits von andern Gewerkschaften, be-
sonders auf den Wersten, etiigesührt finb. Schars kritisiert wurde, daß
noch Heimarbeit gemacht wird, ivährcnb bie vom Militär entlassenen
Stollegcn arbciiSloS sind. Dabei handelt eS sich um 8ltbeitcn für
Dülitär re petiibe bas Bekleibungsamt Bahrcnselb. Ist doch sogar
eine Firmä darunter, welche die Arbeit an kleine Meister bet Provinz

in Kisten versendet unb unter dem Deckmantel „KriegSgut" mit karieu-
pflichtigen Lebensmitteln wie Biitter uiib dergleichen die Kisten gefüllt
zurückerhäll. Dabei hat bie Finna über bie Hälfte der Werksiatt-
arbciicr eiitlaffen und bcrlangt von den übrigen, daß sie nur fünf
Stunden arbeiten sollen. Hierin würbe unbedingt Abhilfe verlangt.
Unter Ablehnung aller eingebradjten Anträge ivuroe der Entwurf- ber
Kommission, einstimmig angenommen. 'Nach einer Auksotberung an
bie Unorganisierten, sich ber Organisation anMchließen, schloß der
Vorsitzende bie Versammlung.

Der Distrikt Hohcuzelde des Sozialdemokratischen Vereins für
ben 3. Hamburger Wahlkreis hält am Dienstag, 3. Dezember, äbcnos
8 Uhr, im Lokale bon Fr. Kelling, Jfflandüraßs 24, «ine gemein»
f ch n f 11 i ch« V «t s a in m l tt n g aller Bezirke b c s D i st r i k t S
Hohe u f c 1 d e ab. ES ist die Pflicht aller Gcitossinen unb Genossen,
iu dielet Betscunnilimg zu erscheinen.

Htttterdliebcne von Kriegsteilnehmern haben veteiiizelt ihr«
Ansprüche am Ltentmbersotgung bisher nicht geltend gemacht, weil sie
bie Failiiiieiiunietstützuiig weiter bezog)» haben. Diesen Hintetbliebciicn
wird jetzt bringend gerat«,,, die Sieiucuberiorgung umgehend in bet
Poststtaße 19, Zimmer 1, zu beantragt», damit in ber Versorgung
keine Unterbrechung einititt, wenn die FoinilienuMetstützung in ab»
setzbarer-Zttl eingefteHt wird.

Die Doldalenrast „Hamburg", Gtindclallee 26, bi; während
brr Ktitgszeit Tanjeiiceu bon Lotdateu LiuseMhalt unb Zukost bot,
bat sich i» bicjcii Tagen infolge brö Kriegsendes aufgelöst. Der
Betrieb wurde über drei Iahte ausschließlich durch freiwillige Spenden
und tatkräftige Ftaneiihitje, welchc ebetisallS größtenteils unentgeltlich

geleistet wurde, aufrecht erhakicn. Das Unternehmen fchkießi m!I einend
Ueberschuß ab, der beffimmungSgemäü dem Bund abstinenter Frauen
für wohltätige Zwecke zur Verfügung steht.

Das I.'Landst. Inf. Bataillo Hamburg IX/9 ist auS dem
Felde zutückgekehn. Tie Geschäftsräume befinden sich i»
Hamburg, Große Alle« 9, 1. Stock.

Büdendc Künstler nutz Künstlerinnen werden am 3. Dezember,
8 Hüt, im GewerbehanS, Holsteuwatl 12, zujammeutreten, um bie
Stanbibateu zum Kiiustlertat aufzustellen.

Brudermord. Im ßauic Petcrftraße 28, I. wurde Sonnabend

vormittag ein hüt durchschnittener Kehle tot aufgefundcu. Wie

die Kriminalpolizei darauf feststellte, war bet Bruder des Mannes in

bie Wohnung gebrungen, hatte ihn ermorbet und -bnun versucht, mit

dessen Ehefrau sich durch GaS zu bcrgificn. Dicscs Vorhaben mißlang

jedoch; hie Ehefrau konnte lebend in baS HafenkrankeiihanS befördert
unb bort bereits betnommeit werben. Der Mörder wurde ver-

haftet. Der Ermorbete hinterläßt zwei Kinder.

Kein Salvarsan-Ranb. Der Arbeiter- und Solbatenrat gibt
betannt: Kürzlich erschien eine Pressenotiz mit der Mitteilung, daß dis
Kameraben Walter Meß, Johannes Krames und Köhler an einem
Salbarsan-Diebstahl beteiligt gewesen fefrn. Die Untersuchung hat
ergeben, baß die genannten Kameraden iu bester Absicht die Warr
dienstlich beschlagnahmt habe». Selbsiberständlich ist auch niemand
erschossen worbe». Die Genannten sind böllig mifchnlbig. E3 wird
babor gewarnt, in dieser Angelegenheit unwahre Gerüchte weiter zu
verbreiten.

Schlesrvig-tzsiftem-

Erleichternnst für die lmrdwirlschastliche Bevölkerunsi

in Ler Beleirchür'-lsisfrasie.

Dem Vernehmen »ach beabsichtigt bie SkeichSwetsi in Kiel zur
Erleichterung der lanbwirtscka'tlichen Bevölkerung der Provinz Schles-
wig-Holstein ans idrcn Beständen tragbare Akkumulatoren«
L< a in p c ii aller 81 r t zur Verfügung zu stellen, nm zu verhindern,
daß durch gänzlich fehlende ober mangelhafte Beleuchtung in den ein-
zelnen landwirtschaftlichen Betrieben die t'lrbcilen an der Lebensinittel-
vcrjorgung iu Frage gestellt werben.
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Höchstpreise für Gemüse und OSst.

DaS Hamburgische'KriegSversorgungsamt erläßt ürt geskrtgerl
Anzeigenteil eine Bekanntmachung über Höchstpreise für GemüsS
und Obst. Die Preise haben ftir die reichSiritig vorgesehen«!«
Zuschläge für Einmietung beziehungswe-.se, Aufbewihrung eine'
Wenn auch nur unerhebliche Erhöhung erfahren. Infolge beS
Umstandes, daß Hamburg das Winiergeiuüse fast ausschließlich
aus dem Wasserweg bezicb.en muß und bie, Kosten nisbesonderS
auch infolge ber größeren Verderbsgefahr größer sind als bei beirr
Landtransport, mußten die Handelspreise eine Erhöhung er-
fahren. Hinsichtlich der kleinen Speiserübon warn- das Ham«
burgische KriegSversorgungsami nochmals nachdrücklichst vor
einem Berkaus dieser Ruben zu den für echte kleine Teltower
Rübchen bekanntgegebenen Preisen. Die in heutiger Bekannt«
machung veröffentlichten, etwas erhöhten Preise für kleine Speile«
rüben sind als durchaus angemessen zu bezeichnen unb Werben
allen Ansprüchen, sowohl der Erzeuger als auch des HandrlS«.

Screcht. ' ,

Risins Chronik.

Unterbringung von Schiffsbesatzungen in Kiel. W!k
WTB. von zuständiger Stelle hört werden die von »glaub zurück-
kommeiideii Schiffsdciatzuiigini der Linienschiffe in Kiel auf dcu alten
Linienschiffen „Schlesien", „Haiiiiover", „Kaiser Wilhelm der Große
unb dcm allen Panzerkreuzer untcrgebracht.

Der Postverkehr mit der Krim ist eingestellt.
Die Kohlennot in Wien. Infolge iiohienniangels werdest

zur Gas» und SlroiuersvaruiS vom Montag ab die bereits bestehenden
Einschränkungen sehr erheblich verschärst, Hausflure und Treppen sind
von 8 Uhr abends ab dunkel zu halten, die Huustore daher um 8 Uhr
zu schließen, Theater und VcrguügungS 1 ofaie müssen zu gleicher Zeit
schließen. Die Gasthäuser jperreu um 9 Uhr, bie Kaffeehäuser mir
10 Uhr. Die Straßenbahn soll den Verkehr um ein Dritiel verminberil
und um 9 Uhr den Dienst schließen, bei weiter hiiiausiübrenben Liniei!
verkürzen. Der Nutz» unb Heizniigsverbrauch in Wohmingen wird
an bestimmte Tagesstnnbcn gtbunben, ebenso wie baS elektrische Licht
um ein Drittel verkürzt wird.

Amerikanisches AlkoholverSot in Frankreich. Der „Berliucr
Lokalaiizciger" meldet ans Basel: 8lnS Paris berichten die „Basler
Skachrichten", daß in allen Bars, Gastwirtschaften und EaföS von
Paris ein Befehl des amerikanischen BrigadcgeiieralS W. Hairis an-
geschlagen wurde, bas ben Verkauf von alkoholiicheu Geträiikeu und
Likören an bie amerikanischen Soldaten unter Strgfandrohmtg verbietet.

Neueste Nachrlchterr.

Geqeiircvolirllrinüre AnsschrciiAniren in Kreuznach.

WTB. Kreuznach, 2. Dezember. Zu ernsten gegeniebolutio«

nären Ausschreitungen kam es in Kreuznach anläßlich ber Tat-

sache, daß der Arbeiter» unb Soldatenrat am dortigen StadthausS

neben den Naiionalfahnen auch die rote Fahne gehißt hatte.

Nachdem diese vor einigen Tagen durch einen Offizier herabgeholt

wurde, wurde sie am Sonnabendnachmitiag auf Befehl beJ Offi-

ziers von mehreren Mannschaften gewaltsam herabgeholt und vve

dem Stadthause in Anwesenheit des dem Durchmarsch zusehendest

Publikums verbrannt. Nachdem diese Fahnen durch eine neue er-

setzt worden war, kam es am Sonntagvormittag zu einer ernst-

haften Ausschreitung. Einige ■ im jugendlichen Alter stehende

Unteroffiziere des hier einquartierten 98.1nf antert eregi mmüs er-

schienen mit Revolvern bewaffnet auf dem Bureau d«S Arbeiter«,

und Soldatenrates und machten der anwesenden Leitung dest

Vorwurf, daß die mangelhafte Ernährung der Truppe die Schuld

des Arbeiter- und Soldatenrates sei. Sie verlangten

Entfernung der roten Fahne. . Ohne die ihnen angebotene Unter-

redung mit dem Ortskommandanten abzuwarten, bahnten sich diS

Leute gewaltsam unter Drohungen mit Waffengeldrauch den
Weg zu dem verschloss^ien Raume, erbrachen ihn und entfernten

die Fahne unter lautem Beifall des sogenannten den be ff eiert,

Ständen angehörigen Publikums. Alsdann hielt ein berittenes

Hauptmann eine patriotische Ansprache und brachte ein dreifaches
Hurra auf „Seine Majestät" aus, in Welches die Menge kritiklos

einscimmte. Nunmehr erschien die bewaffnete Bürgerwehr, Uirt

auch den übrigen Fahnenschmuck des Siaihauses .zu entfernest.

Das Publiku»! nahm dagegen eine drohende Haltung ein. DIS

Abordnung bat darauf.in diesem kritischen Ilugenblick den A.» und
S.-Siat mit Rücksicht auf den Ruf und Fremdenverkehr Kreuz-

nachs, man möge nachgeben, um weitere 'Ausschreitungen und

Blutvergießen zu verhindern. Aus diesem Grunde entsprach-dev
A.» und S.-Siat der Bitte und beschloß, von dem weiteren Hissest

der roten Fahne vorläufig Abstand zu nehmen. Wie festgestellll

wurde, sind diese' Ausschreitungen auf Veranlassung von Offi-

zieren durch radaulustige jugendliche Militärs hervorgerufest
Worden. Sie können nicht als Siimmungsausdruck der Front-

truppen betrachtet Werde». Die hierorts abgehallenen Volks- und
Soldatenversammlungen bewiesen deutlich, daß eine große Massa

des Militärs und der Bürgerschaft auf demokratischem Boden

steht.

Distrikt Hohenfeloe.

Nm Dienstag,, den 3. Dezember, abends 8 Nhr

findet im Lokale von F. Kelling, Jfflaiidstraße 24, eine
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aller Bezirke des Distrikt Hohcniclde statt. . ,
Sin alle Genossin»-» und Genossen richten wir hiermit die brti

genbe Aufforderung an ber Wersanuulimg teilzunehmen, ba eS jetzt fli
zu neuen Tate» anzittreten.

Am Saaleingang werden neue Mitglieder ausgenommen.
Die DistriktsverwalttttlA.

^rbriterbewegung.

veutschss

Tie wirtschaftliche JnLercssenvertrelurrkf der Arbeiter.

SK. Das „Korrespondenzblatt" der Generalkommission legt
dar, daß vor ber Revolution kein Zweifel darüber in der Arbeiter-
klasse bestanden hätte, daß zur Vertretung der Arbeiterinteressen
aus wirtschaftlichem Gebiet die Gewerkschaften berufen seien.
Gegenüber der Partei wurde das Tätigkeitsgebiet fest abgegrenzt,
bei der Regierung und bei den Unternehmern setzten die Gewerk-
schaften immer bester ihre Anerkennung als Arbeitervertrcter
durch. Seit dem Siege der Revolution und dem Entstehen von
Arbeiterräten mit diktatorischer Gewalt seien Uebergrifse dieser
Arbeiterräte in das Betätigungsfeld der Gewerkschaften nicht
ganz selten gewesen. Dagegen nimmt das „Korrespondenzblatt"
mit großer Schärfe St>ellung:

„Es liegt durchaus im Interesse der Revolution selbst, dah
ans dieser Bahn nickst weitergetchritlen wird. Die Arbeiterklasse
steht vor dem mühsamen Aufbau einer neuen Gesellschaftsord-
nung und kann sich dabei nicht den Luxus der Ressortionkurrenz
leisten. Bei dem alten Verwaltungssystem lag die Langsamkeit
des Geschäflsgauges vielfach daran, dah die verschiedensten
Instanzen und Ressorte um ihre Meinung und Entscheidung be-
fragt werden muhten. Diese Methode dadurch zu ersetzen, dah
nun die einzelnen Instanzen Verfügungen durcheinander und
gegenernander erlassen, scheint uns recht unzweckmähig zu sein.
Vollkommen ausgeschlossen ist es, dah auf solche Weise eine dauer-
hafte Regierungsgewalt sich aufrichten läßt. Wenn alles durch-
einander regiert wird, kann das Fiasko nicht ausbleiben."

Das „Korrespondenzblatt" verurteilt dann mit den schärfsten
Worten die wilden Streiks, durch die alles iu Anarchie ausarten
müsse: „Die Gewerkschafter haben als Vertreter oer Arbeiter
mit den Unternehmern, die nun einmal Geaeitpartrter int Wirt-
schaftsleben sind. Verträge geschlossen, durch die eine Regelung
oer, Lohn» und Arbei tsverhälinisse erfolgt. Die Durchführung
dieser Verträge ist ebensosehr Pflicht der Arbeiter, das heißt der
Gewerkschaften wie der Unternehmer. Solange solche Verträge
nötig sind und abgeschlossen werden, müssen sie auch gehalten
werden. Die Vertragsfähigkeit der Arbeiter steht aus dem Spiel,
wenn sie Lie von ihren Oraanisationen abgeschlossenen Verträge
nicht Halton. Und diese Vertragsfähigkeit ist äußerst wichtig;
denn selbst wenn wir zu einer Sozialisierung der Produktion
kommen, können wir der vertraglichen kollektiven Regelung der
Arbeiterverhältnifse nicht entbehren."
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